Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 477 


Der Bundesminister für 

Familie und Jugend Bad Godesberg, den 25. März 1966 

III/l - 1985 a 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ausbildungsbeihilfe 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Liehr, Frau Schanzen- 
bach, Westphal, Frau Freyh, Buschfort, Eckerland, 
Hauck, Frau Schimschok, Frau Seppi, Wendt und der 
Fraktion der SPD 
— Drucksache V/309 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Finanzen, des Innern, für Wirt- 
schaft, für Arbeit und Sozialordnung, für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte und für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wie folgt: 


1. In weldier Höhe sind in den Jahren 1963, 1964 und 1965 von 
Bund, Ländern und Gemeinden auf Grund der verschiedenen 
rechtlichen Grundlagen Berufsausbildungs- und Erziehungsbei- 
hilfen geleistet worden? 

Die Höhe der Aufwendungen und die Anzahl der Personen, die 
nach bundesrechtlichen Bestimmungen Ausbildungsbeihilfen 
erhalten haben, ergeben sich für die Rechnungsjahre 1963 und 
1964 aus der Anlage 1, für das Rechnungsjahr 1965 aus der 
Anlage 2. Für das Rechnungsjahr 1965 liegt indessen noch kein 
abgeschlossenes Zahlenmaterial vor, weil die statistische Auf- 
bereitung bei verschiedenen Förderungsarten erst im Laufe 
dieses Jahres erfolgen kann. Neben den von der Anfrage 
erfaßten Ausbildungsbeihilfen werden aus Mitteln des Bundes 
Beihilfen für die berufliche Fortbildung gewährt, die in den 
Jahren 1963 bis 1965 eine Gesamtsumme von 79,7 Mio DM 
(Zuschüsse und Darlehen) bei insgesamt 47 428 geförderten 
Personen betrug. 

Die Feststellung der durch die Länder und Gemeinden aufge- 
wendeten Erziehungsbeihilfen begegnet nicht unerheblichen 
Schwierigkeiten statistischer Art. Die aus der Anlage 3 ersicht- 
lichen Aufwendungen für Erziehungsbeihilfen an Schülern wei- 
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terführender Schulen können daher nur als vorläufige Gesamt- 
ergebnisse der von den Ländern für die Rechnungsjahre 1964 
und 1965 mitgeteilten Zahlen angesehen werden. Aus Anlage 4 
ergeben sich die Haushaltsansätze der Länder für die Studien- 
förderung in den Jahren 1963 bis 1965. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenseitige Aufrech- 
nung beim Zusammentreffen verschiedener Förderungsmöglidi- 
keiten in bezug auf den Verwaltungsaufwand und die sich 
daraus ergebenden Verzögerungen in der Auszahlung? 


Den verschiedenen Arten der aus öffentlichen Mitteln gewähr- 
ten Ausbildungsbeihilfe liegen sehr verschiedene Tatbestände 
zugrunde. Die zahlenmäßig am stärksten ins Gewicht fallende 
Erziehungsbeihilfe der Kriegsopferfürsorge will ebenso wie 
z. B. die Ausbildungshilfe des Lastenausgleichs bestimmten 
Bevölkerungskreisen, die durch den Krieg oder seine Folgen 
geschädigt sind, die Ausbildung ihrer Kinder ermöglichen. Bei- 
de Bestimmungen setzen dabei einen Kausalzusammenhang zwi- 
schen der Schädigung und dem Unvermögen, die Ausbildungs- 
kosten zu tragen, voraus. Ein solcher Zusammenhang ist nicht 
Voraussetzung für andere Beihilfen, wie z. B. die der Sozial- 
hilfeträger und der Arbeitsverwaltung, die sich als allgemeine 
Förderung von der durch die Kriegsfolgen verursachten Förde- 
rung (sog. Kategorienförderung) unterscheidet. In diesem 
Sinne allgemein ist auch die hochschulgerechte Förderung durch 
das Honnefer Modell und durch die Hochbegabtenstiftungen, 
ferner die Förderung von Studierenden an sonstigen Hochschu- 
len und Ingenieurschulen, sowie die Gewährung von Erzie- 
hungsbeihilfen an Schüler weiterführender Schulen durch die 
Länder. 

Aus der Entwicklung und Zielsetzung der einzelnen Förderungs- 
arten erklärt sich ihre Vielfalt. Ob und inwieweit die Voraus- 
setzungen und Leistungen der einzelnen Förderungsarten ver- 
einheitlicht werden können, wird sich aus dem vom vierten 
Bundestag geforderten Bericht der Bundesregierung über den 
Stand der Maßnahmen auf dem Gebiet der Ausbildungsförde- 
rung und Bildungsplanung erkennen lassen. 

Zur Zeit kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich bei der 
Förderung einzelner Personen verschiedene Förderungsmög- 
lichkeiten überschneiden. Nach dem Grundsatz, daß ein Bedarf 
nicht mehrfach aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden soll, 
wird in der Regel die mit Vorrang ausgestattete Förderungsart 
eintreten. Ein erhöhter Verwaltungsaufwand dürfte insoweit 
nicht entstehen. Sollten dennoch wegen der Klärung solcher 
Fragen im Einzelfall Verzögerungen eintreten, müssen sie zur 
Vermeidung von Doppelleistungen in Kauf genommen werden. 
Das gilt auch für den entstehenden Verwaltungsaufwand. 
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Einige Regelungen enthalten eine Verpflichtung des in An- 
spruch genommenen Trägers zur Vorlage der Ausbildungsbei- 
hilfe, um Verzögerungen durch Feststellung des zuständigen 
und vorrangigen Trägers bei der Gewährung der Ausbildungs- 
beihilfe auszuschließen, so das Honnefer Modell, die Fördenmg 
der Heimkehrer und Häftlinge und die Eingliederungshilfe des 
Bundesjugendplanes für Zugewanderte. 

Bei der Gewährung von Ausbildimgshilfe nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz können weder Verzögerungen eintreten, noch 
entsteht Verwaltimgsaufwand, weil durch den Nachrang der 
Sozialhilfe in allen Fällen der nicht gedeckte Bedarf festzu- 
stellen und zu gewähren ist. 


3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um durch eine schnel- 
lere Erledigung der Anträge den Berechtigten frühzeitig über 
Art und Umfang der Förderung zu unterrichten? 

Die Bundesregierung kaim, außer in den seltenen Fällen eigener 
Zuständigkeit, auf das Verfahren der durchführenden Stellen 
keinen Einfluß nehmen. In der Mehrzahl der Fördenmgsarten 
liegt die Durchführung bei den Ländern, Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden. Soweit der Bund zuständig ist, wie z. B. in 
der Arbeitsverwaltung, geschieht alles, um die Erledigung der 
Anträge nach Kräften zu beschleunigen. In der Arbeitsverwal- 
tung beraten die Berufsberatungsstellen der Arbeitsämter nach 
,§§ 44 ff. AVAVG in Fragen der Berufswahl und erteilen Aus- 
kunft über Art und Umfang der Förderung in den verschie- 
denen Ausbildungswegen. 

Die Träger der Sozialhilfe beraten im Rahmen von § 8 Abs. 2 
BSHG, die Träger der Kriegsopferfürsorge nach § 25 a Abs. 2 
BVG auch über Art und Umfang der Förderung durch Ausbil- 
dungsbeihilfen. Dasselbe gilt ganz allgemein für die Jugend- 
ämter, die Rat imd Auskimft nicht nur in der Eingliederungs- 
hilfe für jugendliche Zuwanderer erteilen. 

Im übrigen berührt die Frage 3 auch die Fördenmg durdi ehe 
Länder. 


4. Welche Auswirkungen ergeben sidi aus dem Auslaufen ein- 
zelner Regelungen nach der sogenannten Kategorienförderung? 

Daß sich Regelungen der sog. Kategorienförderung im Auslau- 
fen befinden, wird im größeren Umfang keine Folgen haben. 

Die Zahl derjenigen, die nach der Kriegsopferfürsorge gefördert 
werden, nimmt langsam ab; das ist vor allem darauf zurückzu- 
führen, daß die Kriegerwaisen aus der Ausbildtmgsförderung 
herauswachsen. Es ist nicht anzunehmen, daß durch diese Ent- 
wicklung andere Förderungsarten stärker belastet werden. 
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Ansprüche von Kindern Beschädigter bleiben nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz in Verbindung mit der Verordnimg zur 
Kriegsopferfürsorge erhalten. In der Heimkehrer- und Häft- 
lingshilfe wird die Zahl der Geförderten von Jahr zu Jahr ge- 
ringer, weil sie nach ihrer Ausbildung den erlernten Beruf 
ausüben. Hier kann — wie im Lastenausgleich, der Mittel für 
die Gewährung von Ausbildungshilfe nur noch befristet zur 
Verfügung stellt, — von einer im wesentlichen vollzogenen 
Eingliederung ausgegangen werden. Soweit Personen nicht 
mehr 'durch den Lastenausgleich gefördert werden können, 
kommen die bereits erwähnten allgemeinen Vorschriften des 
Bundes und der Länder zum Zuge. Es muß deshalb mit einem 
geringen Zuwachs der nach dem Honnefer Modell und nach den 
Bestimmungen der Länder zu fördernden Personen gerechnet 
werden. 


5. Läßt sich eine Wechselbeziehung zwischen auslaufender Förde- 
rung aus den Kriegsfolgen- und Wiedergutmachungsgesetzen 
und anwachsendem Förderungsumfang aus der Sozialhilfe er- 
kennen? 


Aus Anlage 1 ergibt sich für die Sozialhilfe im Jahr 1964 gegen- 
über 1963 eine um rund 2700 Personen erhöhte Zahl von 
Empfängern. Diese Zahl läßt infolge ihrer Geringfügigkeit kei- 
nen Schluß auf erhebliche Verschiebungen durch die auslau- 
fende Förderung aus den Kriegsfolgen- und Wiedergutma- 
chungsgesetzen zu. Das gilt auch für die um rund 3700 Personen 
erhöhte Zahl der Empfänger von Berufsausbildungsbeihilfen in 
der Arb eits Verwaltung. Durch den Nachrang der Sozialhilfe 
hat die Arbeitsverwaltung einen Zuwachs an Personen erfah- 
ren, die infolge ihrer sozialen Lage schon immer einer beson- 
deren Förderung bedurften. 



Anlage 1 


Ol 


Förderungsarten auf Bundesebene 



Rechnungsjahr 1963 

Rechnungsjahr 1964 


Anzahl der 
geförderten 
Personen 

Aufwendungen 

in 

Mio DM 

Anzahl der 
geförderten 
Personen 

Aufwendungen 

in 

Mio DM 

1. Kriegsopferfürsorge nach dem BVG 

101 371 

183,9 

90 130 

166,0 

2. Lastenausgleichsgesetz 

20 247 

42,0 

14 046 

33,0 

3. Heimkehrergesetz und Häftlingshilfegesetz 

70 

0,2 

60 

0,1 

4. Bundesjugendplan, Beihilfen zur Eingliederung jugend- 
licher Zuwanderer (allgemein) 

5 266 

8,1 

5 764 

5,3 

5. Arbeitsverwaltung Berufsausbildungsbeihilfen (AVAVG) 

62 479 

36,9 

66 199 

36,2 

6. Sozialhilfe 

rd. 16 000 

14,8 

rd. 18 729 

19,7 

7. Honnefer Modell und Förderung zugewanderter Studie- 
render an wissenschaftlichen Hochschulen 

rd. 33 100 

70,4* 

rd. 40 400 

86,4* 

8. Hochbegabtenstiftungen (ohne Stiftung VW-Werk) 

rd. 3 350 

5,0** 

3 450 

5,6*' 

9. Zugewanderte Abiturienten und Studierende an nichtwis- 
senschaftlichen Hochschulen 

rd. 1 300 

2,4 

rd. 540 

1,6 

10. Sonderförderung durch den BML 

(Ausbildungsbeihilfe für junge Landwirte und Land- 
arbeiter) 

— 

2,2*" 

1 

2,4"* 


In Nr. 7 sind die Gesamtaufwendungen des Bundes und der Länder einschließlich Darlehen und Gebührenerlaß enthalten. 

In Nr. 8 sind nur die Bundesmittel genannt; dazu treten etwa gleich hohe Aufwendungen der Träger und der Länder. 

Bei Nr. 10 steht die Anzahl der geförderten Personen nicht fest, da die Durchführung bei den Ländern liegt, die den Hauptanteil der Aufwendungen tra- 
gen. Hierzu hat der Bund den oben ausgewiesenen Zuschuß gegeben. 
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Anlage 2 


Förderungsarten auf Bundesebene 

Rechnungsjahr 1965 



Anzahl der 
geförderten Personen 

Aufwendungen 
in Mio DM 

Arbeitsverwaltung 



Berufsausbildungsbei- 
hilfen (AVAVG) 

65 390 

35,7 

Lastenausgleichsgesetz 

noch nicht ermittelt 

25,0 

Heimkehrergesetz und 
Häftlingshilfegesetz 

rd. 40 bis 50 

0,1 

Sonderförderung durch 
den BML (Ausbildungs- 
beihilfen für junge 
Landwirte und 
Landarbeiter) 

— 

2,2 

Honnefer Modell 

rd. 45 000 

110,0 

Hochbegabten- 

stiftungen 

rd. 3 450 

rd. 5,4 


Anlage 3 

Aufwendungen der Länder für Schüler 



Ist 1964 

Soll 1965 

Aufwendungen für Ausbil- 
dungsbeihilfen für Schüler 
der allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen bis 
zu den Höheren Fachschulen 
einschließlich 

ca. 36 Mio DM 

ca. 58 Mio DM 

Fahrkostenzuschüsse für den- 
selben Bereich, soweit ge- 
sondert ausgewiesen 

ca. 9 Mio DM 

ca. 35 Mio DM 

insgesamt 

ca. 45 Mio DM 

ca. 93 Mio DM 
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Die Aufwendungen der Länder für Studienförderung 1963 bis 1965 Anlage 4 

(Haushaltsansätze) 

— DM — 



1963 

1964 

1965 

1966 

Wissenschaftliche Hochschulen (ohne Pädagogische 


1. Direkte Förderung 


Hochschulen) 

48 807 000 *) 

59 687 200 *) 

75 244 000 


Pädagogische und Berufspädagogische Hochschulen 





und Institute 

23 692 300 

21 517 800 

25 359 000 


Kunsthochschulen, Musikhochschulen 

2 676 100 

3 031 600 

3 564 000 


Ingenieurschulen 

15 892 300 

16 549 300 

25 277 000 


Zusammen: 

91 067 700 

100 785 900 

129 444 000 


i 

Wissenschaftliche Hochschulen (ohne Pädagogische 


2. Sonstige Förderung **) 


Hochschulen) 

21 925 000 

22 922 800 

27 415 000 


Pädagogische und Berufspädagogische Hochschulen 





und Institute 

1 290 900 

1 521 000 

1 986 000 


Kunsthochschulen, Musikhochschulen 

450 300 

468 100 

504 000 


Ingenieurschulen 

1 088 800 

1 480 800 

2 377 000 


Zusammen: 

24 755 000 

26 392 700 

32 282 000 


Wissenschaftliche Hochschulen (ohne Pädagogische 


3. Studienförderung insgesamt 


Hochschulen) 

70 732 000 

82 610 000 

102 659 000 


Pädagogische und Berufspädagogische Hochschulen 





und Institute 

24 983 200 

23 038 800 

27 345 000 


Kunsthochschulen, Musikhochschulen 

3 126 400 

3 499 700 

4 068 000 


Ingenieurschulen 

16 981 100 

18 030 100 

27 654 000 


Insgesamt: 

115 822 700 

127 178 600 

161 726 000 



*) Die Aufwendungen der Länder umfassen außer den Leistungen für das Honnefer Modell und die Hochbegabten-Stiftungen noch zusätzliche Leistungen, die 
ausschließlich die Länder gewähren 

*•) ohne Bauaufwand für Studentwohnheime und Studentenhäuser (1963 = 56,0 Mio DM, 1964 = 53,1 Mio DM, 1965 = 71,8 Mio DM) 
einschließlich Zuschüsse zu Studentenwerken, für studentischen Gesundheitsdienst, Verwaltungsaufwand für Förderungsmaßnahmen usw. 

Quelle: Kultusministerien der Länder 
Stand 10. März 1966 
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